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BRIEFING DIGITAL SERVICES ACT 
Für das Meeting am 08.06.2021 

 
PROBLEMAUFRISS DES KOMMISSIONSENTWURFES: 
 

Die ersten Eindrücke der digitalen Kommunikationsbranche von dem Vorschlag sind gemischt, mit 
allgemein positiven Reaktionen auf die zusätzlichen Harmonisierungsmaßnahmen und die Beibehaltung 
der Kernprinzipien der E-Commerce Richtlinie. Begrüßenswert ist vor allem der Erhalt von wichtigen 
Prinzipien wie begrenzte Haftung, keine allgemeinen Überwachungspflichten und die Beibehaltung des 
Herkunftslandprinzips. 
 
Wir äußern jedoch große Bedenken im Hinblick auf die niedrigen Schwellenwerte für die Anwendung von 
zusätzlichen Maßnahmen aus Section 3 des Entwurfes (Online-Plattformen). Diese zusätzlichen 
Verpflichtungen treffen allen voran heimische Klein- und Mittelunternehmen und bedeuten einen enormen 
Mehraufwand an finanziellen und personellen Ressourcen. Die Intention der Europäischen Kommission 
erstmalig einen qualifizierten Rechtsrahmen für sogenannte „Digital Giants“ zu schaffen wird dabei 
unterlaufen. Durch das Fehlen von spezifischen Ressourcen bei heimischen KMU muss teuer externes 
Know-How und Technologie eingekauft werden, was die durch die CoVid19-Pandemie bereits 
angespannte wirtschaftliche Situation weiter verschärft. Heimische Unternehmer werden dadurch stärker 
getroffen, als Digital Giants. Die Förderung von Innovation, Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit am 
europäischen Digitalstandort wird dadurch nicht beflügelt, sondern vielmehr eingebremst. 
 
AUSZUG AUS AKTUELLER STUDIE DES IAB EUROPE: 
 
• Ohne Werbefinanzierung würde eine Mehrheit der befragten Europäer erwarten, für die meisten der 

von ihnen derzeit genutzten Webdienste weniger als 4 € pro Monat zu zahlen. 
 

• Weniger als die Hälfte der Europäer (49 %) ist bereit, für mehr als drei solcher Abonnements 
insgesamt zu zahlen, so dass die Webdienste um einen begrenzten Topf konkurrieren. 

 
• Musik-Streaming und E-Mail sind die einzigen werbefinanzierten Seiten und Dienste, für die mehr als 

50 % der Europäer bereit wären, zu zahlen. 
 

• Andere Websites stünden vor ernsthaften finanziellen Herausforderungen, wenn sie von 
Abonnements abhängig wären: Weniger als ein Drittel der Europäer wäre bereit, für Wetter-Updates 
(32%), Finanzinhalte (31%), Nachrichten (28%) oder Sport (26%) zu bezahlen. 

 
• Diejenigen, die bereit sind, für eine Website oder einen Dienst zu zahlen, erwarten, dass sie dafür 

mehr bezahlen müssen als diejenigen, die dies ablehnen. Die Zahlungswilligen erwarten zum Beispiel 
für Sportinhalte eine monatliche Gebühr von durchschnittlich 11,06 Euro, während die 
Zahlungsunwilligen nur 5,42 Euro erwarten. Diese interessante umgekehrte Korrelation zeigt, dass 
Websites und Apps ihre Reichweite nicht dadurch vergrößern können, dass sie weniger für ihre 
Dienste verlangen und diese leichter zugänglich machen. Ihre Geschäftsmodelle sind am besten 
bedient, wenn sie sich auf wenige, hoch zahlende Abonnenten konzentrieren. Auf diese Weise würde 
ein abonnementbasiertes Modell zu einem mehrstufigen Internet führen, bei dem der Zugang nach 
Einkommensniveau gestaffelt ist. 

 
• Ein abonnementbasiertes Modell des Internets würde die Internetaktivität insgesamt signifikant 

reduzieren. Fast die Hälfte der Europäer (48%) gibt an, dass sie ihre Internetnutzung stark 
einschränken würden, wenn sie gezwungen wären, für Inhalte und Dienste zu bezahlen, und 78% 
sagen, dass sie ihre Internetnutzung zumindest etwas einschränken würden. 
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• Mit großer Mehrheit (75 %) bevorzugen die Europäer das derzeitige kommerzielle Modell für das 

Internet, das größtenteils durch gezielte Werbung finanziert wird, gegenüber einem Szenario, in dem 
sich ein Großteil der Websites und Apps durch Abonnements finanziert. 

 
 
KERNANLIEGEN DES IAB AUSTRIA/OVK IM ZUGE DER DSA VERHANDLUNGEN 
 

Verbot von personalisierter Online Werbung: 
Im Lichte der im EU-Parlament ausgearbeiteten Initiativberichte der zuständigen Ausschüsse zum Digital 
Services Act, muss sichergestellt werden, dass nicht noch zusätzliche Restriktionen für Online 
Plattformen - vor allem aus der digitalen Medien- und Werbebranche - eingeführt werden. Die 
Forderungen von Opt-Out Möglichkeiten bis hin zu einem gänzlichen Verbot von personalisierter 
Werbung würden bei einer Umsetzung zu drastischen Folgen für den europäischen Digital- und 
Medienstandort führen, da sie essentielle Finanzierungsmodelle von Online-Medien und Content 
Providern beschränken (siehe aktuelle Studienergebnisse iab europe). Viele Portale und Content Provider 
würden aus der Medienlandschaft verschwinden. Dadurch wird die journalistische Vielfalt in Europa 
drastisch reduziert. 
 
Notice-and-Action Verfahren & Interne Beschwerdemechanismen:  
Aufwendige und nicht klar definierte Notice-and-Action Verfahren und internen 
Beschwerdemechanismen stellen für die Mitgliedunternehmen vor eine enorme Herausforderung. Die 
kostenintensive technische Implementierung und Wartung dieser Mechanismen belasten 
verhältnismäßig vor allem heimische Unternehmen (KMU) überproportional stark. Kritisch anzumerken 
sind außerdem nicht näher definierte Zeiträume, für die Maßnahmensetzung der Unternehmen im 
konkreten Fall („without undue delay“). 
 
Trusted Flaggers: 
Die unmittelbaren und prioritär zu behandelnden Meldungen von „Trusted Flaggers“ stellen eine noch 
größere Herausforderung dar. Die auch hier fehlende genaue Definition der angemessenen Reaktionszeit 
zur Behandlung der Meldung („without undue delay“) sorgt für große Rechts- und Planungsunsicherheit 
innerhalb der Branche. Zudem ist bis dato völlig unklar welche Institutionen eine Stellung als „Trusted 
Flagger“ bekommen sollen. 
 
Transparenz von Online Werbung: 
Kritische sehen wir auch das neu eingeführte Transparenzgebot für Online-Plattformen bei Werbungen. 
Die Darstellung der Parameter, warum der Endnutzer eine spezifische Werbung sieht, ist in der Praxis 
kaum umsetzbar. Allenfalls anzudenken wären die Nutzung von oberflächlich dargestellten Standard-
Texten. Die Darstellung von detaillierten Parametern, oder sogar eine völlige Offenlegung von 
Algorithmen führen im Gegenteil eher zu erhöhter Intransparenz (Überlastung des Users mit komplexen 
Inhalten). 
 
Hohe Bußgelder: 
In Bezug auf die Bußgelder geben wir außerdem zu bedenken, dass die Androhung erheblicher 
Strafzahlungen bei Nichteinhaltung der Maßnahmen dazu führen könnte, dass Inhalte, die ansonsten als 
legal angesehen werden könnten, präventiv entfernt werden. Das versetzt Unternehmen in die 
unangenehme Lage, Bußgelder nach dem Digital Services Act zu riskieren oder wegen Verletzung der 
Meinungsfreiheit durch Zensur kritisiert zu werden.  
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Appendix 
 

Stimmungsbild der iab Mitgliedsunternehmen zu den im Kommissionsentwurf vorgeschlagenen Maßnahmen (Expertenumfrage): 


